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Steuerliche Vorteile für betriebliche
Versorgungzusagen an Personengesell-
schafter bei Option zur Körperschaftsteuer
Dipl.-Math. Dr. Joachim Lutz

Wird von der seit diesem Jahr möglichen Option zur Körperschaftsteuer Gebrauch gemacht, findet

ein Wechsel des Besteuerungsregimes statt. Es erfolgt eine vollständige Gleichstellung mit einer Kapi-

talgesellschaft bezüglich aller Ertragsteuern (Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer). Keine

Auswirkungen ergeben sich für die Erbschaftsteuer. Ein solcher Wechsel muss in der Praxis gut

überlegt sein und vorausschauend geplant werden, außerdem müssen eine Vielzahl von Einzelpunk-

ten geregelt werden. Für die Option zur Körperschaftsteuer für Personengesellschaften ist ein Antrag

erforderlich, dieser ist unwiderruflich (§ 1a Abs. 1 Satz 1 KStG). Dieser Antrag ist beim örtlichen

Finanzamt spätestens einen Monat vor Beginn des Wirtschaftsjahres zu stellen, ab welchem die

Besteuerung nach dem KStG Anwendung finden soll.

I. Körperschaftsteueroption

Ein Antrag auf Option zur Besteuerung nach dem Kör-

perschaftsteuergesetz kann von allen Gesellschaften gestellt

werden, die auch für einen tatsächlichen Formwechsel nach

§ 25UmwStG in Frage kommenwürden, alsoOHG, KG ein-

schließlich GmbH & Co.KG und PartG. Vom Optionsrecht

ausgeschlossen bleiben Einzelunternehmen sowie GbR. In

diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die

zivilrechtliche Haftung der Gesellschafter von der steuer-

rechtlichen Option unberührt bleibt.

Mit der Option wird auch eine Möglichkeit zur Rück-

option geschaffen.1 Diese Rückoption ist wiederum nur vor

Beginn eines Wirtschaftsjahres ab Beginn des nächsten Jah-

resmöglich. Zeitliche Bindungswirkungen der Steueroption

(bis zu 10 Jahren) hatte der Gesetzgeber zunächst zwar ge-

plant, dann aber wieder verworfen.

Das Optionsmodell kann für viele Personenhandelsge-

sellschaften ein interessantes steuerliches Modell sein. Ten-

denziell werden eher die größeren Gesellschaften, aber ins-

besondere auch finanz- bzw. gewinnstarke Unternehmen

aller Größenklassen die Optionsmöglichkeit in Anspruch

nehmen. Es gibt aber nicht nur Vorteile: so ist z.B. eine

Einnahme-Überschussrechnung im Körperschaftsteuer-

recht nicht möglich; durchweg negativ wäre die Option

auch in Verlustphasen, da die Verluste nur im Rahmen

des Verlustabzugs auf Unternehmensebene (Vortrag, ggf.

auch Rücktrag) und nicht mehr in der Privatsphäre der

Gesellschafter mit anderen positiven Einkünften dieser ver-

rechnet werden können. In absehbaren längeren Verlust-

phasen wäre somit ein Antrag auf Rückoption überlegens-

wert.

1. Betriebliche Pensionszusage

Die günstigere (niedrigere) Besteuerung der Gesell-

schaft und der Gesellschafter kann ein wesentliches Kriteri-

um für die Option sein. Vorteilhaft ist insbesondere, dass

nach der Option eine betriebliche Altersversorgung für die

Gesellschafter auch mit steuerlicher Wirkung aufgebaut

werden kann. Das gilt sowohl für unmittelbare Pensionszu-

sagen und Unterstützungskassen als auch für die versiche-

rungsförmigen Durchführungswege der betrieblichen Al-

tersversorgung Direktversicherung, Pensionskasse sowie

Pensionsfonds. Ein betriebliches Versorgungsversprechen

wird ab der Option im Grundsatz wie die Versorgungszusa-

ge an einen normalen Arbeitnehmer behandelt.

Bei einer unmittelbaren Pensionszusage2 sagt das Un-

ternehmen den Versorgungsberechtigten die direkte Zah-

lung der Versorgungsleistung als Rente oder Kapital ab Er-

reichen der gesetzlichen Regelaltersgrenze (ggf. auch vorzei-

tig bei Invalidität oder Tod) zu. Hierfür bildet die Gesell-

schaft Pensionsrückstellungen gem. § 6a EStG in der Steuer-

bilanz, die gewinnmindernd wirken. Die Zuführungen zur

Pensionsrückstellung in der Aktivitätsphase sind Aufwand.

Nach Eintritt des Versorgungsfalls stellen die Versorgungs-

zahlungen Aufwand dar, gleichzeitig wird die Pensionsrück-

stellung gewinnerhöhend aufgelöst (Ertrag). Bei den Ver-

sorgungsberechtigten (in diesem Fall den Gesellschaftern)

sind die Zuführungen bzw. Auflösungen der Pensionsrück-

stellungen einkommensteuerrechtlich nicht zu berücksich-

1 § 1a Abs. 4 KStG-E.
2 Als klassische Leistungszusage oder heute eher als beitragsorientier-

te wertpapiergebundene Zusage.
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tigen. Dagegen gehören die Versorgungszahlungen zu ihren

steuerpflichtigen Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit

(§ 19 EStG).

Dieses Steuerregime gilt aber nur für Kapitalgesell-

schaften. Bei der Personengesellschaft wird dagegen der Zu-

führungsaufwand der unmittelbaren Pensionszusage un-

mittelbar der Sonderbilanz der Gesellschafter zugeführt

und somit mit Einkommensteuer belastet. Die betriebliche

Altersversorgung wird also im Falle der Personengesell-

schaft vorgelagert besteuert. Die Auflösung der Pensions-

rückstellung nach Einsetzen der Versorgungszahlung ist

dann bei den Personengesellschaftern Aufwand, der steuer-

lich mit den Versorgungszahlungen verrechnet wird.

DurchdieKörperschaftsteuer-Optionkönnen somit die

steuerrechtlichen Vorteile der nachgelagerten Besteuerung

betrieblicher Pensionszusagen von den Gesellschaftern der

Personengesellschaft im vollen Umfang genutzt werden. Al-

lerdings sinddann auchdie für beherrschendeGesellschafter

vonKapitalgesellschafternaufgestelltenRestriktionenderFi-

nanzgerichte und der Finanzverwaltung zu beachten. Das

Ableisten einer Probezeit von 2 bis 3 Jahren dürfte kein Pro-

blem darstellen, da die Gesellschafter schon vor der Option

für die Gesellschaft tätig waren.Die anderen Besonderheiten

sollten aber beachtet werden, hierzu zählen insbesondere die

angemesseneHöhederVersorgungsleistung (keineÜberver-

sorgung, Einhaltung der 75%-Grenze), das Nachzahlungs-

verbot (Zusage darf nur für künftige Dienstjahre erfolgen)

und das Einhalten der Mindest-Erdienbarkeitsfrist von 10

Jahren.3 Werden diese Restriktionen nicht eingehalten, liegt

eine verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) vor: die Zufüh-

rungen zu den Pensionsrückstellungen werden außerbilan-

ziell hinzugerechnet und die Versorgungszahlungen werden

nicht als steuerwirksameBetriebsausgaben anerkannt.4

2. Vorteil Pensionsrückstellungen

Für die Erteilung einer Pensionszusage nach der Option

ist noch von besonderer Bedeutung, dass für die Bewertung

der Pensionsrückstellung auf Basis des § 6a EStG eine

Gleichverteilung des Aufwands auf die gesamte Aktivitäts-

zeit erfolgt (steuerliches Teilwertverfahren), d.h. die Bemes-

sung der „Jahresbeträge“ (sog. fiktive Nettoprämie) laut

§ 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 EStG wird auf das Jahr des

Dienstbeginns des Gesellschafters abgestellt, also das Jahr

des Dienstbeginns in der Personengesellschaft. Hieraus kön-

nen sich im Einzelfall sehr hohe gewinnmindernde Erst-

rückstellungen ergeben.5 Eine fiktive Verlegung des Beginns

des Dienstverhältnisses auf das Wirtschaftsjahr nach An-

tragstellung der Option sieht das Gesetz nicht vor.

Beispiel 1: Gesellschafter-Geschäftsführer, männlich, 50

Jahre alt, Eintrittsalter 25, Pensionsalter gleich gesetzliche

Regelaltersgrenze 67, Alters- und Invalidenrente h 36 000

jährlich, 60% Witwenrentenanwartschaft, Rentendynamik

2% p.a.

Erstrückstellung (Teilwert gem. § 6a EStG) zum

31.12.2022, Antrag Option Ende 2021) 187 028 EUR.

Im Vergleich hierzu würde die Erstrückstellung für die

gleiche Pensionszusage bei (fiktivem) Eintritt zum 1.1.2022

nur 18 107 EUR betragen.

Beispiel 2:Gleicher versorgungsberechtigterGesellschaf-

ter,WertpapiergebundenePensionszusagemit einemJahres-

beitrag von h 33 000 ohneGarantieverzinsung, Alters-, Inva-

liden-undTodesfallkapital (beiTodvorErreichenderAlters-

grenze) jeweils inHöheder aufgelaufenenBeiträge.

Hinweis: Die Höhe des Alterskapitals beträgt im Alter

67 h 561 000 (entspricht in etwa dem steuerrechtlichen Bar-

wert der Rentenzusage im Pensionsalter 67 des Beispiels 1).

Die Kapitalzusage wird um Auszahlungsoptionen wie z.B.

Fälligkeit im Januar des Folgejahres nach Erreichen der Al-

tersgrenze und optional Ratenzahlungen über 2 bis 20 Jahre

ergänzt, um die Einkommen-Steuerbelastung abzumildern.

Erstrückstellung (Teilwert gem. § 6a EStG) zum

31.12.2022, Antrag Option Ende 2021) 169 387 EUR.

Im Vergleich hierzu würde die Erstrückstellung für die

gleiche Pensionszusage bei (fiktivem) Eintritt zum 1.1.2022

nur 18 625 EUR betragen.

Ein wesentlicher Vorteil der wertpapiergebundenen

Pensionszusage besteht darin, dass der handelsrechtliche Er-

füllungsbetrag nicht versicherungsmathematisch mit dem

niedrigen BilMoG-Zins (1,87% z.B. zum 31.12.2021) be-

rechnet wird, sondern zu jedem Bilanzstichtag mit dem

Zeitwert des Wertpapiervermögens, also i.d.R. der Summe

der bis zum Ende des Wirtschaftsjahres geleisteten Beiträge

angesetzt wird.6

3. Fall Bestandszusage

Für den Fall, dass heute schon – also vor der Körper-

schaftsteuer-Option – eine betriebliche Pensionszusage be-

steht, wird diese nach der Option in zwei Bestandteile auf-

geteilt: ratierlich erdienter Teil bis zur Option (past-service)

und noch nicht erdienter Teil vom ersten Wirtschaftsjahr

nach Option bis zum Pensionsalter (future-service). Dies

entspricht der steuerrechtlichen Behandlung einer betrieb-

lichen Pensionszusage zugunsten des Gesellschafter-Ge-

schäftsführers bei Rechtsformwechsel der Gesellschaft. Der

past-service wird dann steuerrechtlichwie oben beschrieben

in der Personengesellschaft behandelt, während der future-

service steuermindernde Zuführungen zur Pensionsrück-

stellung (Aufwand) und gewinnerhöhende Auflösungen
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3 Die Altersleistung darf frühestens 10 Jahre nach Erteilung bzw. Erhö-
hung der Zusage in Anspruch genommen werden, wobei das 60. Le-
bensjahr bei Zusageerteilung noch nicht überschritten sein darf.

4 Bei den Gesellschaftern stellen sie dann Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen dar.

5 Fiktion der Nachholung der § 6a Rückstellung für den Zeitraum Ein-
trittsjahr bis Zusagejahr.

6 Bei Verpfändung des Rückdeckungsvermögens bzw. Einschaltung ei-
ner Treuhand CTA wird somit die Bilanz überhaupt nicht tangiert; s
hierzu auch Lutz, StB 2018, 99.
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nach Eintritt des Versorgungsfalls generiert und die anteili-

gen Versorgungsleistungen steuerwirksame Betriebsausga-

ben der Gesellschaft sowie Einkünfte aus nichtselbständiger

Arbeit beim Gesellschafter bzw. der Gesellschafterin auslö-

sen.

4. Versicherungsförmige Gestaltung

Bei versicherungsförmigen Gestaltungswegen der be-

trieblichenAltersversorgung(Direktversicherung,Pensions-

kasseundPensionsfonds) zuGunstenderGesellschafter stel-

lendie(Versicherungs-)BeiträgebeiderPersonengesellschaft

Betriebsausgaben dar. Die versorgungsbegünstigten Gesell-

schaftermüssendiese aberunmittelbar in ihrer Sonderbilanz

alsGewinn (§ 15EStG)versteuern.Die fälligenVersorgungs-

leistungenwerdendannbeiRentenzahlungnurmit ihremEr-

tragsanteil7 besteuert. Bei einer Kapitalzahlung wird nur die

Differenz zwischen Versorgungskapital und Beitragssumme

der Einkommensteuer unterworfen.8

Nach der Option stellen die (Versicherungs-)Beiträge

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG) für die

Gesellschafter dar. Diese können aber im Rahmen des § 3

Nr. 63 EStG lohnsteuerfrei gestellt werden,9 in diesem Fall

ist dann die spätere Versorgungsleistung steuerpflichtig

(§ 20 Nr. 5 Satz 1 EStG).

Dr. Joachim Lutz, Dipl.-Mathematiker, ist
für die Lutz Pension Consulting GmbH als
Gutachter und Berater in der betrieblichen
Altersversorgung sowie IVS-Sachverständi-
ger (Institut der versicherungsmathemati-
schen Sachverständigen) und Aktuar tätig.
Ferner ist er Autor vieler wissenschaftlicher
und praktischer Fachpublikationen auf den
Gebieten der bAV und zudem Fachdozent für
die rechts-, unternehmens- und steuerbera-
tenden Berufe.

Erneuerbare Energien in Thailand –
Der Energieplan 2036* (Oktober 2022)
Michael Lorenz, RA, und Friedrich Kippenberg

Der Beitrag gibt einen Überblick über die aktuelle Situation des Energiesektors in Thailand. Dabei

wird genauer auf den „Energieplan 2036“, auf Investmentanreize und auf die Einschränkungen für

ausländische Investoren in Thailand eingegangen.

I. Einführung

Thailands aktueller Energieverbrauch wird hauptsäch-

lich von fossilen Energieträgern, insbesondere Erdgas und

Erdöl gedeckt, wobei gleichzeitig die Energieerzeugung in

Thailand diversifiziert wird.1

Seit 2012 hat sich der Anteil der Energiegewinnung aus

erneuerbaren Energieträgern verdoppelt. Biomassekraft-

werke (ca. 29%), Solar (ca. 25%) und Wasserkraft (ca.

25%)machen dabei den größten Teil aus, gefolgt vonWind-

kraft (ca. 13%), Biogas (ca. 5%) und Biomasse (ca. 3%).2

II. Energieplan 2036

Der „Energieplan 2036“ (inKraft getreten imSeptember

2015) soll imWesentlichennachteiligeAbhängigkeiten redu-

zieren. Zudem stehen Umwelt- und Klimaschutz im Fokus.

Schon heute verursachen Naturkatastrophen und Umwelt-

schäden in Thailand gesamtgesellschaftliche Kosten. Die

Prognosen gehen vor allemvomAnstieg von Gewässern aus,

die in der Hauptstadt Bangkok fast jeden siebten Einwohner

gefährden könnten. Das Hochwasser von 2011 brachte z.B.

einen Schaden von ca. 47 Mrd. h (ca. THB 1.7 Trillion). Die

thailändischeRegierunghatdasZiel erklärt,bis2036denVer-

brauch von erneuerbaren Energiequellen um 30% zu erhö-

hen. Aktuell machen diese nur einen Anteil von ca. 10% aus.

Der thailändische Premierminister hat im November 2021

darüber hinaus angekündigt, die Treibhausgasemissionen

bis zum Jahr 2030um20–25%zu reduzieren.

7 § 22 Nr. 1 Satz 3 a) bb) EStG.
8 § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG.
9 Bis zu 8% der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Renten-

versicherung, h 6 864,– p.a. im Jahr 2022.

* Obwohl Lorenz & Partners Co., Ltd. größtmögliche Sorgfalt darauf ver-
wenden, die in diesem Dokument bereitgestellten Informationen stets
auf aktuellem Stand für Sie zur Verfügung zu stellen, möchten wir Sie
darauf hinweisen, dass dies eine individuelle Beratung nicht ersetzen
kann. Lorenz & Partners Ltd. übernimmt keinerlei Gewähr für die Ak-
tualität, Korrektheit, Vollständigkeit der bereitgestellten Informatio-
nen. Haftungsansprüche gegen Lorenz & Partners Co., Ltd., welche
sich auf Schäden materieller oder ideeller Art beziehen, die durch die
Nutzung oder Nichtnutzung der dargebotenen Informationen bzw.
durch die Nutzung fehlerhafter und unvollständiger Informationen ver-
ursacht wurden, sind grundsätzlich ausgeschlossen, sofern seitens
Lorenz & Partners Co., Ltd. kein vorsätzliches oder grob fahrlässiges
Verschulden vorliegt. (Bitte beachten Sie die Wechselkurse sind gerun-
det und auf dem Stand September 2022).

1 International Trade Administration of U.S.A, Leitfaden der Energieres-
sourcen (Thailand), 2021.

2 Ebenda.
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